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Die dreijährige Dienſtzeit. 


Es iſt ein häßliches Ding, wenn ein Menſch die 
Sprache, dieſe ſchöne Gottesgabe, mißbraucht, um dem 
eſunden Verſtande anderer Leute ſo recht gefliſſentlich 
ins Geſicht zu ſchlagen. Und doch giebt es eine Sorte 
von Schwätzern und Schreibern, die aus ſolchem Miß⸗ 
brauch gar ein eigenes Gewerbe ſich gemacht aben. 
M Soll. auch ein ganz gutes Stück Geld 
damit verdienen, aber Gott behüte J i ) 
Sündengelde! Am tollſten treiben fie es, ſeit unſere 
brave Armee ſo ſchöne Siege erfochten und unſere 


deutſchen Brüder in Schleswig⸗Holſtein von der Dinen- | 


herrſchaft 9 unsere di. a eu 
werth, daß unfere Regierung endlich n e e 
und A ſich entſchloſſen hatte, ihre deutſche Pflicht 


Es iſt gewiß ſehr anerkennens⸗ 


ſo zu thun, wie das Volk ſie verſtand. Aber kaum hatte 
ie die erſte Hälfte dieſer ihrer Pflicht gethan, als hon 


jene Schwätzer und Schreiber dazwiſchen kamen, um uns 


wo möglith die ganze Freude recht gründlich zu verderben. 


Sie ſagten, wir müßten nun auch der Regierung er⸗ 
lauben, daß ſie künftig nicht nach unſerem Willen und 
unſeren Wünſchen zu 1 brauchte; wir ſollten aus 
purer Dankbarkeit unſer eigenes gutes Recht und das 
Recht des ganzen Landes ihr allerdemüthigſt und aller⸗ 
unterthänigſt zu Füßen legen. , 
Aber ſelbſt damit waren die beſagten Schreiber nicht 
frieden. Sie wollen uns auch noch eine andere Unge⸗ 
euerlichkeit in den Kopf reden. Wenn man nämlich aus 
ihren Worten alle Umſchweife und alle fünftlichen Redens⸗ 
arten wegſtreicht, ſo kommen fie auf folgenden handgreiflichen 
iderſinn hinaus: „Unſere Soldaten, jagen fie, haben in 
Schleswig-Halfehn ſich muſterhaft geführt, fie haben die 
rößte Tapferkeit und Gewandtheit bewieſen, ſie haben ſo 
Bereiche Siege erfochten, daß wir auch in dem größten 
und gefahrvolkſten Kriege uns getroſt auf fie veilaſſen 
können. Sie haben ſich ſomit als die beſten und tüchtig⸗ 
ſten Seldaten bewährt, und doch hatten ſehr viele von 


ihnen nicht einmal ein ganzes Jahr, die meiſten hatten kaum! 


zwei Jahte und nur die allerwenigſten hatten volle drei 


Jahre im Frieden unter der Fahne geſtanden. Aber 


eden vor ſolchem 


nach langem Zögern 


Ihr dürft Euch nicht einbilden, ſo ſprechen ſie weiter, 


„als ob damit bewieſen ſei, daß künftig unſere jungen 


Soldaten in Friedenszeiten höchſtens nur zwei Jahre 
ſich in den Waffen zu üben brauchen. Gerade umgekehrt, 
der Krieg in Schleswig⸗Holſtein hat uns klar und deut⸗ 
lich gezeigt, daß, mit Ausnahme der einjährigen Frei⸗ 
willigen, unſere jungen Leute nur dann im Kriege recht 
tüchtig ſein werden, wenn ſie vorher wenigſtens volle 
drei Jahre lang in der Kaſerne gewohnt, exerzirt und 
Schildwache geſtanden haben.“ 

Freilich iſt das eine ſonderbare Behauptung. Wer 
ſolche Dinge behauptet, der hat ſich die Sache nicht 
recht überlegt, oder er muß ſich einbilden, daß wir an⸗ 
deren Menſchen alleſammt leichtgläubig ſind und alles 
uns Vorerzählte blind glauben. Aber am Ende möchten 
ſie reden, was ſie Luſt haben, wenn nur die jetzige Re⸗ 
gierung in Preußen anders dächte, als ſie wirklich denkt. 
Doch leider will auch ſie von der dreijährigen Dienſt⸗ 
zeit nicht laſſen. Das ſahen wir ſogleich aus den Vor⸗ 
anſchlägen, die ſie dem Abgeordnetenhauſe vorgelegt hat. 
Denn nach dieſen ſoll es von jetzt an gar nicht mehr 
vorkommen, daß die Soldaten Yon nach dem zweiten 
Dienſtjahr zur Reſerve entlaſſen werden. Im Gegen⸗ 
theil, die Gebäudeſteuer und die erhöhte Grundſteuer, 
die zu den alten Abgabenlaſten noch neu hinzugekommen 


ſind, bringen ja das nöthige Geld ein, um alle dienſt⸗ 


pflichtigen Leute drei volle Jahre lang ihrem Gewerbe 
und unſerer Wirthſchaft entziehen und unter der Fahne 
behalten zu können. Bald darauf hat auch der Graf 
Eulenburg, der Miniſter des Innern, mit deutlichen 
Worten ſich dahin ausgeſprochen, daß das Miniſterium 
von der vollen dreijährigen Dienſtzeit auch nicht einen 
Tag ablaſſen könne, ſelbſt wenn nur durch einen ſolchen 
Nachlaß der von dem Könige ſelbſt ſo dringend 15 
wünſchte Friede zwiſchen der Regierung und der Volks⸗ 
vertretung hergeſtelt werden könnte. Der Abgeordnete 
Tweſten hatte nämlich am 24. Januar als Bericht⸗ 
erſtatter des Abgeordnetenhanſes ausdrücklich erklärt, daß 
das Abgeordnetenhaus, um nur endlich Friede mit der 
Regierunz zu bekommen, den nis ee in allen 
wirlich wichtigen Punkten der Reorganiſation nachgeben 


werde; nur müßten die Mmilfer auch von ihrer Seite | dienif nicht ſchlechter lernen, als die jungen Leute, die 


in ſolchen Dingen ſich nachgiebig erweiſen, die für die 
Reorganiſarion eine bloße Nebenſache, aber für 
die Volkswirthſchaft eine ſehr große Hauptſache 
wären. Sie ſollten alſo wenigſtens die allzuſchweren 
Laſten hinwegnehmen, und vor Allem mit einer nur 
zweijährigen Dienſtzeit ſich begnügen. Aber der Miniſter 
antwortete, er wiſſe ſehr wohl, daß aller Streit zwiſchen 
Regierung und Volksvertretung aus der Militärfrage 
en. aber die Regierung könne in diefem 
Punkte nicht nachgeben. Wir ſehen daraus ganz 
deutlich, daß die Miniſter, mögen fie nun auch noch fo 
verſöhnlich geſtimmt ſein, doch nicht die Abſicht haben, 
verſöhnlich zu handeln; denn verſöhnlich handelt doch 
nur der, der bei einem Streite gerade in dem Punkte, 
um den derſelbe ausgebrochen iſt, auch an feinem Theile 
wenigſtens irgend etwas nachgiebt, und der Streit iſt 
ja eben, wie der Miniſter ſelbſt erklärt, um der Reorga⸗ 
niſation willen ausgebrochen. Auch ſpäter haben die 
Miniſter gc nicht eines Anderen beſonnen; denn noch 
ganz vor Kurzem haben ſie dem Abgeordnetenhauſe einen 
Geſetzentwurf über die Militärreorganiſation vorgelegt, 
nach welchem mit der ganzen und vollen Reorganiſation 
ugleich die dreijährige Dienſtzeit geſetzlich und thatſächlich 
beibehalten werden ſoll. Und doch wird kein Menſch 
leugnen, daß die Reorganiſation auch mit nur zwei⸗ 
jähriger Dienſtzeit ſehr wohl durchgeführt werden kann. 

Dennoch iſt es nicht unmöglich, die unerträgliche Laſt 
der dreijährigen Dienſtzeit von uns und dem Lande ab⸗ 
zuwenden. Aber das Abgeordnetenhaus allein kann 
es nicht. Freilich werden die Abgeordneten kein neues 
Militärgeſetz annehmen, in welchem jene Laſt beibehalten 
wird. Aber die Regierung wird, wie die Dinge jetzt noch 
ſtehen, durch die Weigerung der Abgeo dneten allein nicht 
veranlaßt werden, auch nur einen Finger breit nachzu⸗ 
geben. Was ſpäter kommen kann, wiſſen wir natürlich 
nicht. Aber jetzt ſind wir 90 nicht ſo weit, daß die Regie⸗ 
rung ſich in der Nothwendigkeit befände, jeden verfaſſungs⸗ 
mäßigen und durch die Rückſicht auf das Gemeinwohl 
e Widerſpruch des Abgeordnetenhauſes berückſich⸗ 
igen zu müſſen. Auch müſſen wir bedenken, daß die 
dreijährige Dienſtzeit unmittelbar nicht gerade die Ab⸗ 
geordneten und ihre Angehörigen trifft, ſondern ganz vor⸗ 
ugöweife nur diejenigen, die nicht eine höhere Schule 
fel ſt haben beſuchen oder ihre Söhne haben beſuchen 
laſſen können. Wer hat alſo ein größeres perſönliches 
Intereſſe an der Herabſetzung der bisher geſetzlichen Dienſt⸗ 


da als gerade der kleinere Gewerbsmann, der kleinere 


andbeſitzer, der Arbeiter in Stadt und Land? Gerade 
ſie oder ihre Söhne ſind es, die nicht blos ohne Nutzen 
für ihre Kriegstüchtigkeit, wie der letzte Krieg es un⸗ 
widerleglich bewieſen hat, ſondern nach unſerer Anſicht 

eradezu zum Schaden für ſie und das Land drei volle 

ahre aus Gewerbe und Wirthſchaft herausgeriſſen werden, 
und zwar aus keinem anderen Grunde, als um in drei 
Jahren das zu lernen, was ſie in zwei Jahren ganz eben ſo 
gut lernen könnten. Ja, fehr viele, und vieleicht die meiſten 
von ihnen würden auch in einem Jahre den Militär⸗ 
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das Glück gehabt haben, ein halbes Jahr lang i 
zweiten Klaſſe einer höheren Schule Men 13 Waden 
An ihnen alſo ift es, auch ihrer Seits Alles zu thun 
was die Geſetze zu thun erlauben, um die Regierung 
zur Nachgiebigkeit u bewegen. Und die Regierung wird 
e wenn ſie wirklich ihre ganze Schuldigkeit 
uen. 
Worin aber beſteht ihre Schuldigkeit? Ganz einfach 
in der eifrigen Erfüllung der ihnen durch die Verfaſſung 
auferlegten Pflichten. Dieſe müſſen ſie vor Allem bei einer 
etwaigen Neuwahl erfüllen. Sie müſſen alle ihre Kräfte 
daran ſetzen, um zu bewirken, daß überall nur freiſinnige 
Abgeordnete gewählt werden, welche ausharren in der 
Vertheidigung deſſen, was einmal die Mehrheit des 
Volkes als verfaſſungsmäßiges Recht anerkannt hat. Bleibt 
das Volk darin ſich und ſeinen Abgeordneten treu und 
zeigt es dieſe Treue auf jede mögliche Weiſe, dann 
kann der guten Sache der Sieg nicht fehlen. Handelt 
es aber nicht fo, und verzögert es durch feine Theilnahm⸗ 
loſigkeit den Sieg des Rechtes, dann möge es auch nicht 
ſeinen Abgeordneten, ſondern ſich ſelbſt die Schuld bei⸗ 
meſſen, wenn es zu ſeinem größten Schaden wohl noch 
viele Jahre dulden muß, was nicht blos ein gemeinſamer, 
ſondern auch ein beharrlich geltend gemachter Wille wohl 
in kürzerer Friſt zu beſeitigen vermöchte. 


Politiſche Wochenſchau. 
Wie wir ſchon mitgetheilt, hat der Kriegsminiſter in 
der Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 8. d. M. der Volks ⸗ 
vertretung einen Geſetzentwurf vorgelegt, welcher der Re⸗ 
organiſation als geſetzliche Grundlage dienen ſoll. Dem 
Geſetzentwurfe ſind nicht, wie das ſenſt üblich * ſein pflegt, 
Motive beigegeben, ſondern der Kriegsminiſter hat an Stelle 
derſeiben mündlich einige Bemerkungen hinzugefügt. Dieſe 
Bemerkungen rühren, wie der Herr Minifter auf eine An⸗ 
frage des Abgeordneten Virchow erklärte, von ihm ne 
her, obgleich er überzeugt ift, daß die Regierung wahrſcheinli 
Wort für Wort damit übereinſtimmt. Wir heben aus der 
Rede des Miniſters hervor, „daß die Regierung überzeugt iſt, 
nur dann ſichere Ausſicht zu haben, eine definitive Regelung der 
Militärfrage zu erreichen, wenn es ihr gelungen wäre, ſich 
diejenige Auffaſſung anzueignen, welche in dem Abgeordneten⸗ 
hauſe bei der parl mentariſchen Behandlung dieſer Frage 
bisher maßgebend geweſen iſt. Wenngleich dies nur in be⸗ 
ſchränktem Maße der Fall ift, wenngleich die Regierung viel ⸗ 
mehr nach den Erfahrungen des verfleffenen Jahres, lebhafter 
als je von der Zweckmäßigkeit der thatſachlich erfolgten Neu⸗ 
formation des Heeres und daher auch nothwendigerweiſe von 
ihrer Erhaltung überzeugt iſt, wenngleich endlich die Regierung 
ihre früher geltend gemachten und aus Veranlaſſung des 
Rechenſchaftsberichts über die Verwendung des außerordent⸗ 
lichen Kredits von 1860, ſogar von dem i. der getheiiten 
Auffaſſungen über die 1 Gefetzlichkeit der faktiſch ein⸗ 
getretenen Reform, auch heute feſtzuhalten 1 ift, fo 
verzichtet ſie eo auch heute noch, wie in den Vorfahren, 
A die ausſchließliche Geltendmachung dieſes Standpunktes.“ 
Wir brauchen wohl nicht zu wiederholen, daß wir dieſen 
Standpunkt nicht theilen; die neue Organiſation enthält, ab» 
geſehen von allem Auderen, eine Verjängerun der zent 
im ſtehenden Heere von fünf auf fieben Jahre. Da diefe 


Dienſtzeit nun bekanntlich durch das Geſetz vom 3. September 
1814 auf fünf Jahre feſtgeſetzt iſt, ſo glauben wir, kann man 
nicht darüber im Zweifel ſein, daß eine Aenderung dieſer 
Geſetzbeſtimmung nur auf, dem Wege der Geſetzgebung, d. h. 
durch Uebereinſtimmung der drei Faktoren der Geſetzgebung, 
welche die Verkaſſung anerkennt, vorgenommen werden kann. 
Der neue Geſetzentwurf enthält, wie der Miniſter weiter in 
ſeiner Rede v ert, „keine neuen Prinzipien, ſondern nur 
Modifikationen und Ergänzungen der alten geſetlichen Be 
ſtimmungen, hervorgerufen durch Rückſichten der techniſchen 


Zweckmäßigkeit und des ſtaatlichen Bedürfniſſes. Nur ſoweit 


dieſe Rückſichten bei verſchiedenartiger Auslegung des Geſetzes 
vom 3. September 1814 oder bei dem Mangel entſprechender 
gesetzlicher Beſtimmungen über den Kriegsdienſt zur See her⸗ 


vorgetreten find, ſollen durch den vorgelegten Entwurf Modi- 


fikationen und Ergänzungen der bisherigen Geſetzgebung her⸗ 
beigeführt werden. Daneben bietet er dem Lande wiederholt 
Erleichterungen in der Ableiſtung der jedem wehrpflichtiden 
Manne obliegenden Pflicht der Vaterlandsvertheidigung, Er⸗ 
leichteruugen, welche jedoch allein durch die eingetretene Ver⸗ 
mehrung der Friedensſtärke des ſtehenden Heeres zuläſſig er⸗ 
9 Wir ſind überzeugt, daß kein Mann im ganzen 
ande glaubt der ſchwere Verfaſſungskonflikt, unter welchem 
unſer Vaterland leidet, und der der Militärfrage ſeinen 
Urſprung verdankt, ſei wegen eines Streites entſtanden, 
weichem keine Prinfipienfrage zu Grunde liegt. Der Raum 
der Wochenſchau erlaubt uns nicht, hier dieſe Frage zu be 


ſprechen, wir werden aber bei der Wichtigkeit dieſer Frage 


wiederholt darauf zurückkommen müſſen. Dann werden wir 
ſowohl über die tpiele Verſchiedenhet des Geſetzes vom 
Jahre 1814 und kes feen Reorganifattonsplanes, wie auch 
über die Erleichterungen ſprechen, welche der neue Plan ent- 
halten ſoll. Der Geſetzentwurf iſt einer Kommiſſion zur 
Vorberathung übergeben worden. 

Außerdem hat der Miniſter in derſelben Sitzung dem 
Abgeordnetenhauſez einen Geſetzentwurk, vorgelegt, welcher ſich 
auf die Verſorgüng der anerkannten Nilitär-In- 
validen vom Oberfeuerwerker, Feldwebel und Wachtmeiſter 
abwärts, ſowie auf die Unterſtützung der Wittwen 

der im Kriege gebliebenen Militärperſonen deſſel⸗ 
ben Ranges bezieht. Der Miniſter begleitete dieſen Geſetz⸗ 
Entwurf mit Tolgenten Worten: „Ich glaube nicht nöthig 
u haben, der Landesvertretung dieſen Geſetzentwurf ausführ⸗ 
ſic N. empfehlen; ich glaube, daß das Haus ebenſowohl als 
die Regierung tief davon durchdrungen iſt, daß es eines 
roßen Landes nur würdig iſt, ſeine Söhne, welche Geſund⸗ 
bei und Leben im Dienſte des Vaterlandes geopfert haben, 
im Alter ver Dürftigkeit und Entbehrungen zu ſchützen. Es 
iſt dies allerdings ſchon bisher in einem gewiſſen Grade ge⸗ 
ſchehen, theils aber waren es die finanziellen Verhältniſſe des 
Landes, theils aber die andere Bedeutung des Geldwerthes, 
welche bei der Fixirung von Sätzen entſcheidend waren, die 
8 Bus bei der eingetretenen Entwerthung des Geldes in keiner 
eife mehr als ausreichend erſcheinen. Ich glaube, daß auch 
die Erweiterung dieſes Geſetzes binſichtlich der Wittwen und 
Waiſen Derer, die für das Vaterland in muthiger Pflicht: 
erfüllung Geſundheit und Leben darangeſetzt haben, Ihre 
Zuſtimmung etfahren wird, wenngleich in einem ſolchen In⸗ 
dalidengeſetze von Beneſizien für die Wittwen nicht er. 
nung geſchehen war.“ Bekanntlich hat das Haus der Ab⸗ 
ordneten ſchon im vorigen Jahre bei Berathung eines Ge⸗ 
es über 5 aal ore den f aus vn 11 eite- 
gezeigt, wie bereit ift, für das Wo erer 
zu forgen, welche ihr Leben für das Wohl des Vaterlandes 
eingeſe t haben. 


In ſeinen letzten Sitzungen hat ſich das Abgeordneten 
haus mit dem Antrage von Schulze (Delitzſch), Faucher 
und Genoſſen beſchäftigt, nach welchem die Beſtimmungen 
aufgehoben werden ſollen, durch die es den Arbeitern ver⸗ 
boken iſt, ſich zu vereinigen, um von den Arbeitgebern höheren 
Arbeitslohn zu erzielen. Man weiß, wie die konſervative 
Partei im vorigen Jahre den Arbeitern die Gewährun 
dieſes Vereinigungsrechtes verſprochen hatte, um fie dadur⸗ 
für ich zu gewinnen, und deshalb hofften die Antragſteller 
keinem Wöderſprache zu begegnen. Die Debatten haben ge 
zeigt, daß fie ſich getäuſcht haben. Die Führer der konſer⸗ 
vativen Partei wollen jetzt, wo es ſich um die Erfüllung 
ihrer im vorigen Jahre gegebenen Verſprechungen handelt, 
nichts mehr davon wiſſen. Sie ſind der Anſicht, in ſo wichti⸗ 
gen Dingen dürfe das Abgeordnetenhaus nicht ſelbſtſtändig 
vorgehen, es müſſe vielmehr auf eine Vorlage der Regierung 
warten. Eine ſolche Vorlage iſt auch von der Regierung in 
Ausſicht geſtellt worden, doch ſoll erſt eine Kommiſſion zur 
Unterſuchung der ganzen Gewerbefrage eingeſetzt werden. 
Die Berathungen derſelben ſollen dann den Stoff zu einem 
neuen Gewerbegeſetz bilden. Uebrigens hat die Debatte den 
Vortheil gehabt, daß die konſervative Partei offen ausgeſprochen 
hat, was ſie mit ihren Verſprechungen im vorigen Jahre ge⸗ 
meint hat. „Organiſation der Arbeit“ iſt ihre Parole, aber 
unfere Leſer werden begreifen, was die Herren Wagener und 
Genoſſen darunter verſtehen, wenn wir ihnen mittheilen, daß 
man in den Kreiſen jener Partei die Leibeigenſchaft als 
eine Organiſation der ländlichen Arbeit bezeichnet. 
Wir denken, unſere deutſchen Arbeiter werden ſich für eine 
ſolche Organiſation bedanken. ö - 

Das Reſultat der ſehr eingehenden Debatte war die An⸗ 
nahme eines Geſetzentwurfes, durch welchen die dem Ver⸗ 
einigungsrechte der Arbeiter ſowohl wie der Arbeitgeber 
entgegenſtehenden §8 181 und 182 der Gewerbeordnung auf⸗ 
Are werden, durch die Mehrheit des Abgeordnetenhauſes. 

zefetzliche Gültigkeit kann dieſe Aufhebung allerdings e 
erlangen, wenn die erſte Kammer und die N gleich⸗ 
falls ihre Zuſtimmung ertheilen. ; 

Für die Nachwahl eines Abgeordneten zur deten Kammer, 
welche durch den Rücktritt des Abgeordneten Velthuſen nöthig 
geworden iſt, hat man den Gutsbeſitzer Ebhardt, und, falls 
dieſer die Annahme eines Mandats ablehnen ſollte, den Dr. 
Falkſon in Königsberg in Ausſicht genommen. 

In der Stadt Löwen iſt der Ai unbeſoldeten Rath⸗ 
mann gewählte Stadtverordneten ⸗Vorſteher Apotheker Auſt 
von der Regierung nicht beſtätigt worden; ein gleiches Schick. 
fat iſt dem in Neu⸗Ruppin zum Bürgermeiſter gewählten 
Kreisrichter Ackermann widerfabren. Die Stadtverordneten 
jener Stadt haben den wiedergewählten und nicht beſtätigten 
Senator, Kreisthierarzt Höpfner; nachdem er durch das 
Vertrauen der Bürgerſchaft zum Stadtverordneten gewählt 
wurde, zu ihrem Vorſteher gewählt. In Greifenhagen 
hat die Stadtverordneten⸗Verſammlung teh nachdem 
die gewählten vier Rathsherren Arnolt, Ehrhardt, Ger⸗ 
loff und Laeſe nicht beſtätigt worden ſind, vor der Hand 
u keiner Neuwahl zu ſchreiten, ſondern zuerſt gegen die Ver⸗ 
12 85 der Regierung Bichwerde bei dem Oberpräſidenten 
zu erheben. : 

Wie weit die Regierung ihr Beſtätigungsrecht ausdehnt, 
eigt der Umſtand, daß in Stallupönen der zum Vor⸗ 
he er der Kreis Synagogengemeinde gewählte Kaufmann 
Alexander nicht beſtätigt worden iſt. er 


Württemberg. Die Regierung wird, wie es heißt, bei 
den Kammern de volftändige Aufhebung der Paige 


welche dort, wie noch in manchen anderen Ländern, als 
Strafmittel in den Gefängnißanſtalten beſteht, beantragen. 

Oeſterreich. Der Miniſter v. Schmerling hat verſucht, 
durch eine vertrauliche Beſprechung mit etwa 100 Abgeord⸗ 
neten (der Reichsrath, welcher eigentlich aus 343 Mitgliedern 
beſtehen ſollte, zählt deren nur etwa 150) verſucht, die Mehr⸗ 
heit des Hauſes der Regierung günſtiger zu ſtimmen. Es 
ſcheint jedoch nicht, daß in weſentlichen Punkten eine Ver⸗ 
ſtändigung erzielt iſt. — Die ungariſche Verfaſſungefrage iſt 
noch immer ungelöſt. Die Art und Weiſe, wie die Regie⸗ 
rung in Wien dem Reichsrath gegenüber ihre verfaſſungs⸗ 
mäßige Geſinnung zur Schau trägt, ſcheint den Ungarn 
wenig Luft zu einer Verſtändigung zu machen. 


Amerika. Nach den neneften Nachrichten haben die Süd⸗ 


ſtaaten Abgeſandte geſchickt, welche mit dem Norden unter⸗ 
handeln follen. Der Senat von Waſhington hat einen Zu⸗ 
ſatz zu dem Grundgeſetze der Vereinigten Staaten angenom⸗ 
men, durch welchen die Sklaverei gänzlich abgeſchafft iſt; 
dieſer Nachtrag wird alſo den Friedensverhandlungen zur 
Grundlage dienen müſſen. 


Sprechſaal. 


Wir erhalten ſo eben aus der Provinz Preußen folgende 
zweite Zuſchrift: 


ch habe mich ſehr gefreut, daß Sie meinen Brief, den 


ich Ihnen vor acht Tagen ſchickte, haben abdrucken laſſen. 
Ich denke, es wird auch Solchen, die „die Verfaſſung“ nicht 
leiden mögen, ganz gut ſein, wenn ſie einmal zu leſen be⸗ 
kommen, was man jo unter uns über die „Provinzialkorreſpon⸗ 
denz“ ſpricht. Nun aber habe ich noch eine Bitte an Sie. 
Sie wiſſen ja, daß ſeit Kurzem auch die Amtsblätter a 
zu etwas Anderem benutzt werden, als wozu fie wohl eigentlic 
da find. Ein obrigkeitliches Blatt ſollte, nach meiner ſchlichten 
Meinung, uns mit den Anordnungen der Obrigkeit be⸗ 
kannt machen. Aber jetzt fangen auch die Amtsblätter an, 
uns Lehren zu geben, obgleich kein Menſch einen anderen 


von Obrigkeits wegen belehren kann und darf. Wenn 


die Obrigkeit uns etwas befiehlt, wozu ſie ein Recht hat, ſo 
thun wir es, weil wir dazu durch die Geſetze verpflichtet ſind. 
Aber etwas zu glauben kann ſie uns doch nicht befehlen. 
Kein verſtändiger Menſch wird etwas blos darum für wahr 
halten, weil ſein Landrath ſagt, es iſt wahr, und niemand 
etwas für falſch, blos, weil ein Präſident es für falſch er- 
klärt. Wenn aber die Herren, die doch nicht auf einer Kanzel 
ſtehen, uns etwas vorpredigen, ſo müſſen ſie ſich auch ge⸗ 
fallen laſſen, daß wir nicht blos ⸗inwendig räſonniren, ſondern 
ihnen recht laut und deutlich auch unſere Meinung ſagen; 
denn eine amtliche Handlung iſt nun einmal ihr Predigen 
nicht. Freilich mögen es auch wohl keine Beamten ſein, die 


die politiſchen Artikel in den Amtsblättern ſchreiben, ſondern 


blos Leute, die aus den Regierungskaſſen, alſo mit unſerem 
eigenen Gelde, für ihre ſchriftlichen Arbeiten bezahlt werden. 
Doch dem ſei, wie cht wolle, es ſind die Amtsblätter, in 
denen geſchrieben ſteht (ſo weit ich nämlich den Sinn der 
Worte verſtehe), daß die Regierung das Recht habe, jede 
Einrichtung zu machen, die gerade die augenblicktichen Herren 
Miniſter für ſchlechthin nothwenzig halten. Es kommt, 
meinen die Amtsblätter, wenig oder gar nicht darauf an, ob 
das Volk und feine Vertreter ſie auch für nöthig 
halten. Aber das iſt noch nicht genug! Die Amtsblätter 
jagen gar noch: Iſt die Einrichtung einmal fertig, und er⸗ 
klärt die Regierung, daß fie dieſelbe nicht aufheben oder ab- 
ändern kann oder will, jo müſſen auch die Volksver⸗ 


treter das dazu nöthige Geld aus den Taſchen des 
Bolkes bewilligen. Thun ſie das nicht, ſo 0 die 
Regierung ganz einfach das Staatshaushaltsgeſetz nicht und 
ſchaltet dann mit dem Gelde des Landes ganz nach ihrem 
eigenen Ermeſſen. Zwar ſteht in Art. 99 der Verfaſſung 
geſchrieben: „der Staatshaushaltsetat wird jährlich durch 
ein Geſetz feſtgeſtellt.!“ Aber die Regierung wäſcht ihre Hände 
in Unſchuld, weil ja die Abgeordneten das Geld nicht haben 
geben wollen, was ſie von Wes verlangt. Der Staat, ſagen 
die Amtsblätter, kann ja auch beſtehen, wenn die Regierun, 
unſer Geld blos nach ihrem Ermeſſen ausgiebt, und es i 
nur unbequem, aber gerade kein Unglück, wenn die Haupt⸗ 
beſtimmung der Verfaſſung auch Jahre lang nicht beobachtet 
1155 1 am Ende wohl ganz und gar in Vergeſſenheit 
ommt. 

Nun, ich und alle meine Freunde ſind ganz entgegen⸗ 
geſetzter Meinung. Wir denken, daß der Preußiſche Staat 
nicht aus den Miniſtern und Beamten beſteht, ſondern 
daß er aus dem Volke beſteht. Wir denken weiter, daß das 
Geld in der Staatskaſſe ebenfalls dem Volke gehört und 
nicht der Regierung, daß daher die Regierung nicht ihr 
eigenes, ſondern das vom Volk ihr anvertraute Geld 
zu verwalten hat. Es muß daher auch den Herren, welchen 
der König die Geſchäfte der Regierung übergeben hat, recht 
deutlich gemacht werden, wer ſie ſind, und wer wir ſind. 
Und darum eben möchte ich Sie bitten, auch bald einmal in 
Ihrem Blatt etwas recht Verſtändliches darüber zu ſchreiben, 
worin denn 8510 einer gewiſſenhaften Ausleg ung der be⸗ 
ſchworenen Verfaſſung und nach der geſunden Vernunft die 
Pflichten und Befugniſſe der Regierung und die Rechte und 
Pflichten der Volksvertretung in alle den Dingen beſtehen, 
die ſich auf die Steuern und Abgaben beziehen, die wir be⸗ 
zahlen müſſen, und auf die Ausgaben, die das Miniſtertum, 
das heißt, der Geſchäftsführer des Volkes, zu machen be 
rechtigt und verpflichtet iſt. 5 

— Wir ſind mit dem geehrten Herrn Briefſteller in allen 
weſentlichen Punkten einverſtanden. Nur können wir uns 
nicht auf die im Grunde überflüſſige Arbeit einlaſſeu, alle 
Irrthümer und Verkehrthelten der „ Provinzialkorreſpondenz“ 
und ähnlicher Blätter noch ganz beſonders zu widerlegen. 
Wehl aber werden wir nächſtens das verfaſſungsmäßige Recht 
des Abgeordnetenhauſes zur Bewilligung oder Verweigerung 
von Abgaben und Ausgaben näher beleuchten. Auch werden 
wir dabei nachweiſen, daß ſowohl nach den Geſetzen der 
Vernunft, wie unſerer Verfaſſung, die Regierung verpflichtet 
iſt, in jedem Falle mit dem Gelde auszukommen, welches die 
Volksvertretung ihr bewilligt. Haben wir in dieſen Dingen 
die Wahrheit geſagt, und haben unſere Leſer die Ausführun⸗ 
gen über dieſen Gegenſtand klar verſtanden, ſo ſind damit 
auch alle Entſtellungen und Verdrehungen der bezahlten 
Schreiber hinlänglich widerlegt. 


Briefkaſten. 1 ; - 

berren E. F. u. Fr. H. in D. it Bezug auf die 
Shen in Nr. 5 ertheilte e macht uns ein Leſer un. 
ſeres Blattes freundlichſt darauf aufmerkſam, daß in Breslau 
bei J. U. Korn ein Werk erſchienen iſt: Preußen in 
ſtaatsrechtlicher, kameraliſtiſcher und ſtaatswirth⸗ 
schaftlicher Beziehung (2 Bde. a 1 Thlr. 18 Sgr.), 
welches die de. Bethel auf das Genaueſte behandelt 
und die Gemeinde⸗Verhältniſſe eingehend erörtert. — Her⸗ 
vn W. u. Ba. Gelegentlich werden wir Ihre Idee aus⸗ 
führen. =. 
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